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mokratischen Rechtsstaats.
Die politischen Fronten in

Düsseldorf sind damit wieder
begradigt. CDU und FDP
schossen statt gegeneinander
wieder auf die Opposition.
Eine „schallende Ohrfeige“
seien die Urteile, sagte CDU-
Fraktionschef Helmut Stahl.
Sie zeigten die „Führungs- und
Orientierungslosigkeit der
NRW-SPD unter Frau Kraft“.
Ihr Versuch, das Gericht zum
Austragungsort politischer
Auseinandersetzungen zu ma-
chen, sei gescheitert.

FDP-Fraktionschef Gerhard
Papke bescheinigte der Oppo-
sition eine „krachende Nieder-
lage“. Die Urteilsbegründung
sei geradezu eine juristische
„Höchststrafe“.

Für die Bürger in Nordrhein-
Westfalen bedeutet das gestri-
ge Urteil, dass sie in den kom-
menden vier Monaten drei Mal
zu den Wahlurnen gerufen
werden. Am 7. Juni ist Europa-
wahl, am 30. August Kommu-
nalwahl und am 27. September
Bundestagswahl.

Eine solche Häufung von
Wahlterminen soll es, zumin-
dest nach dem Willen von
CDU und FDP, künftig nicht
mehr geben. Von 2014 an sol-
len Europa- und Kommunal-
parlamente in NRW an einem
Tag gewählt werden.

sich Wolf noch vom Verfas-
sungsgericht vorhalten lassen,
die von der Koalition beschlos-
sene Zusammenlegung von
Kommunal- und Europawahl
sei mit demokratischen
Grundsätzen nicht vereinbar.
Der Innenminister, der bei
Verfassungsklagen schon
mehrfach den Kürzeren gezo-
gen hatte, sah sich danach
nicht nur massiven Rücktritts-
forderungen der Opposition
ausgesetzt. Auch der Koaliti-
onspartner CDU nahm ihn
aufs Korn - das Klima im Re-
gierungslager trübte sich ein.

„Urteilsbegründung eine
juristische Höchststrafe“

Jetzt ist Wolf wieder oben-
auf. Seinen Triumph kostete er
allerdings nur verhalten aus.
Das Gericht habe die „guten
Gründe“ der Landesregierung
bestätigt, äußerte er sich in ei-
ner schriftlichen Mitteilung.

In ihrem Urteil hatten die
Richter Wolf „nachvollziehba-
re Gründe“ für seine Entschei-
dung bescheinigt, die Kommu-
nalwahl nicht mit der Bundes-
tagswahl zusammenzulegen.
Wolf habe nicht „willkürlich
gehandelt“. Auch die Wahl
von Bürgermeistern und Land-
räten in einem Wahlgang ver-
letze keine Grundsätze des de-

Von Claus Haffert

Düsseldorf (lnw). Für Nord-
rhein-Westfalens Innenmi-
nister Ingo Wolf (FDP) sind
die beiden Urteile des Ver-
fassungsgerichtshofs zur
Kommunalwahl ein Erfolg
auf ganzer Linie.

Zu verdanken hat er diesen
Prestigegewinn allerdings auch
der Risikobereitschaft von
SPD-Fraktionschefin Hanne-
lore Kraft. Die Oppositions-
führerin, Siegerin in der ersten
Runde der juristischen Ausei-
nandersetzung um den Termin
der Kommunalwahl, hatte dem
FDP-Politiker mit den erneu-
ten Klagen die Chance zur Re-
vanche eröffnet.

Der zweite Gang nach
Münster, mit dem SPD und
Grüne den Kommunalwahl-
Termin 30. August und die Ab-
schaffung der Stichwahl kip-
pen wollten, sei „politisch ge-
boten“ gewesen, verteidigte
sich Kraft nach der Doppel-
Niederlage vor Gericht. Mit-
klägerin Sylvia Löhrmann,
Fraktionschefin der Grünen,
kommentierte die Urteile mit
dem Spruch: „Wer kämpft,
kann verlieren. Wer nicht
kämpft, hat schon verloren.“

Vor drei Monaten musste

Drei Mal an die Wahlurnen
NRW-Innenminister Ingo Wolf gelingt Revanche im Streit um Termine

Rundfunkgebühr
auch für den PC
Düsseldorf (ddp). Wer in NRW
einen Rechner mit Internetzu-
gang besitzt, muss 5,76 Euro
Rundfunkgebühren zahlen. Das
hat das Oberverwaltungsgericht
(OVG) gestern in Münster ent-
schieden. Zwei Studenten aus
Münster hatten in erster Instanz
noch erfolgreich gegen den
WDR geklagt - dieses Mal verlo-
ren sie. Laut OVG kommt es
nicht darauf an, ob mit dem
Computer tatsächlich Radio ge-
hört wird. Schon die Möglich-
keit reiche aus. Revision beim
Bundesverwaltungsgericht wur-
de zugelassen (Aktenz.: 8 A
2690/08 und 8 A 732/09).

Erneut Kritik an
Lehrermangel
Düsseldorf (ddp). Nach der
SPD hat auch die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) der NRW-Lan-
desregierung einen Lehrer-
mangel an den Schulen vorge-
worfen. Die Ursache der Mise-
re liege „in einer undurchsich-
tigen Stellenstatistik und ei-
nem hoch fragwürdigen Sys-
tem der Personalbedarfsbe-
rechnungen“, teilte GEW-Lan-
deschef Andreas Meyer-Lau-
ber in Düsseldorf mit. Die SPD
hatte 4000 nicht besetzte Leh-
rerstellen beklagt. Dadurch
komme es zu einem Unter-
richtsausfall von rund vier Mil-
lionen Stunden. Schulministe-
rin Barbara Sommer (CDU)
betonte, zum Schuljahr 2009/
2010 würden 6915 zusätzliche
Lehrerstellen geschaffen.

Bundesweite
Streiks in Kitas
Berlin (dpa). Die Streiks in
kommunalen Kindertagesstät-
ten sind gestern auf fast alle
Bundesländer ausgeweitet
worden. Erstmals wurde in
den ostdeutschen Ländern ge-
streikt. „Wir gehen davon aus,
dass sich insgesamt mehr als
20 000 Erzieherinnen und So-
zialarbeiter an den Streiks be-
teiligen“, sagte eine Verdi-
Sprecherin. Die Gewerkschaf-
ten fordern für die 220 000 Be-
schäftigten in kommunalen Ki-
tas und Jugendämtern mehr
Geld und einen Tarifvertrag
zum Gesundheitsschutz.

politischen Wurzeln im Kampf
gegen das Zwischenlager Gor-
leben hat.

Die Grünen fühlen demnach
Rückenwind für ihre Forde-
rung nach einer „ökologischen
Konversion“ der Wirtschaft.
Die Konjunkturpakete sollten
darauf geprüft werden, ob sie
unter Umweltschutzgesichts-
punkten Jobs schaffen oder si-
chern, so Harms.

Nach der großen Osterwei-
terung 2004 und dem Beitritt
von Rumänien und Bulgarien
2007 sieht Harms die europäi-
sche Vereinigung noch nicht
am Ende. „Der Balkan kann
nicht draußen bleiben. Das
Gebiet muss EU werden“, for-
dert sie. Dabei ist sie sich darü-
ber bewusst, dass die europäi-
sche Integration nach den
jüngsten Erweiterungen noch
lange nicht abgeschlossen ist,
dass die EU mit 27 Mitglieds-
staaten geduldig stabilisiert
werden muss. „Wir sind nach
20 Jahren ja selbst in Deutsch-
land noch nicht fertig mit der
Wiedervereinigung.“ Seite 4

eine stärkere Regulierung der
Finanzmärkte, geöffnete Ar-
beitsmärkte mit Mindestlöh-
nen und mehr Teilhaber-Ge-
rechtigkeit durch Arbeit. Da-
hinter stecke aber nach wie vor
die Idee ökologischer Nach-
haltigkeit. „Der Jobmotor er-
neuerbare Energien wäre ohne
den Ausstieg aus der Atom-
energie nicht möglich gewe-
sen“, sagt Harms, die aus dem
Wendland stammt und ihre

Chor nicht nur der Spitzen-
kandidaten ein. Auch sorge die
EU für Frieden und Stabilität,
ein Punkt, den auch Elmar
Brok (CDU) und Martin
Schulz (SPD) bereits gegen-
über dieser Zeitung betont hat-
ten. Wie also wollen sich die
Grünen von den politischen
Wettbewerbern absetzen?

An dieser Stelle bringt Re-
becca Harms den viel be-
schworenen „grünen New
Deal“ ins Gespräch, den die
Partei von dem legendären
Maßnahmenpaket des US-Prä-
sidenten Franklin D. Roosevelt
entlehnt hat. Damals, in den
30er-Jahren, wollten die USA
die erste große Weltwirt-
schaftskrise überwinden.

Auf den ersten Blick schei-
nen sich die Grünen mit ihrem
neuen Fokus auf Wirtschafts-
und Finanzpolitik gewandelt
zu haben. Harms sieht das an-
ders. Seit dem Start als Öko-
Partei habe es vielmehr eine
kontinuierliche Entwicklung
gegeben. Zentrale Wahlkampf-
Forderungen zielen zwar auf

Von Henning Wandel

Minden (mt). Es ist schon ein
merkwürdiger Wahlkampf,
den die deutschen Europapo-
litiker derzeit führen. Statt
gepflegt über Inhalte zu
streiten, müssen sie gebets-
mühlenartig das „Projekt Eu-
ropa“ im Grundsatz verteidi-
gen.

Die Spitzenkandidatin der
Grünen bringt das Dilemma
der Wahlkämpfer auf eine kur-
ze Formel: „Wir müssen zuerst
über die Europäische Union
informieren und uns zu dem
Projekt bekennen. Erst dann
kommt der Streit um Themen“,
sagt Rebecca Harms im Ge-
spräch mit dieser Zeitung – da-
bei mache doch erst der Streit
einen Wahlkampf interessant.

Einig sind sich die Kandida-
ten – ganz gleich welcher poli-
tischen Couleur – darin, dass
Europa wichtig ist, denn „hier
wird Wesentliches entschie-
den“, stimmt Harms in den

Grüne setzen auf ökologische Wirtschaftspolitik
Europawahl: Spitzenkandidatin Rebecca Harms wirbt für „grünen New Deal“ in Europa

Rebecca Harms ist die Spitzen-
kandidatin der Grünen für die
Europawahl. Foto: ddp
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Thema: Kommunalwahl-Termin rechtens

Weise Entscheidung
Von Christoph Pepper

Das Landesverfassungsge-
richt hat einen weisen Ent-
schluss gefällt, als es die
Trennung der Wahltermine
zu Bundestag und Kommu-
nalparlamenten für rechtens
erklärte. Denn selbstver-
ständlich hätten bei einem
gemeinsamen Termin die
„großen“ Bundesthemen bis
hin zur Kanzlerfrage die
„kleinen“ lokalen Streit-
punkte überlagert. Der De-
mokratie bekommt ein weite-
rer Wahlgang eigens für die
in den Rathäusern zu treffen-
den Sach- und Personalfra-
gen allemal, da sollten die -
überschaubaren - Kosten wie
die organisatorischen Kala-
mitäten nicht zum Drama
hochstilisiert werden. Auch
überfordert es die staatsbür-
gerliche Belastbarkeit wohl
kaum, innerhalb von vier
Wochen zweimal die Mög-
lichkeit zur Stimmabgabe
nutzen zu können.

Dass sämtliche Landes-
Parteien in der Terminfrage
der Kommunalwahlen takti-
sche Vorteile, echte oder
vielleicht auch nur eingebil-
dete, für sich zu erreichen su-
chen, liegt auf der Hand.
Deswegen kann man die gro-

ßen Grundsatz-Erklärungen,
die jetzt wieder auf Sieger-
wie Besiegtenseite abgegeben
werden, getrost schon unter
Wahlwerbung buchen - na-
türlich denken die Parteien
erst an sich beziehungsweise
ihr Ergebnis und dann an
ihre Wähler. Dass SPD und
Grüne die Zusammenlegung
mit der Europawahl erfolg-
reich torpedierten, um
schließlich eine Zusammen-
legung mit der Bundestags-
wahl zu wollen, war und ist
genauso wenig logisch wie
die Argumente von FDP und
CDU, die zunächst eine Zu-
sammenlegung mit der Euro-
pawahl für sinnvoll hielten,
um anschließend eine Kom-
bination mit der Bundestags-
wahl abzulehnen.

Spekulationen hin, Kalku-
lationen her: Am Ende sind
doch ohne Wähler alle Par-
teien nichts. Letztlich haben
es die Bürger in der Hand,
sämtliche Spielchen dadurch
zunichte zu machen, dass sie
einfach massenhaft von ih-
rem Stimmrecht Gebrauch
machen - bei der Kommunal-
wie bei der Bundestagswahl.
Und vorher natürlich bei der
Europawahl. Das bekäme al-
len gut. Vor allem der Demo-
kratie.

Thema: Kritik an Stasi-Aufarbeitung

Wenig Interesse
Von Georg Spranger

Marianne Birthler kann na-
türlich die Kritik nicht ak-
zeptieren, bei der Stasi-Auf-
arbeitung vernachlässige ihre
Behörde den Bereich West-
deutschland. Aber auffällig
ist doch, wie wenige Fälle
bisher einen westdeutschen
Bezug hatten.

Die DDR hatte zur Hoch-
zeit des Kalten Krieges einige
Zehntausend aktive Mitar-
beiter und Perspektivagenten
in der Bundesrepublik plat-
ziert. Haben die sich alle in
Luft aufgelöst? Dann wären
sie aber allesamt auch durch
den Rost der Sicherheitsor-
gane gefallen, was zumindest
genauso erstaunlich wäre
und erneut die Frage aufwer-
fen würde, wie groß das Inte-
resse an Aufklärung in der
Politik wirklich ist.

Auch jetzt gibt es wieder

Stimmen, die mit den unter-
schiedlichsten Begründun-
gen für ein „Schwamm drü-
ber“ plädieren. Die Forde-
rung aus der FDP nach einer
Durchleuchtung des Bundes-
tages hat da schon gar keine
Chance. So wird die Debatte
im Sande verlaufen, wenn
sich die Aufregung erst ein-
mal wieder gelegt hat.

Ob die Stasi auch in das
Dutschke-Attentat und wo-
möglich die RAF-Morde ver-
wickelt war, bleibt damit
wohl ein Feld für Spekulatio-
nen - es sei denn, weitere Zu-
fallsfunde tauchten auf. Die
diffuse Interessenlage kommt
jedenfalls denen entgegen,
die sich darum bemühen, die
DDR vom Geruch des Un-
rechtsstaates zu befreien. Da
hat die Politik im wiederver-
einigten Deutschland ohne-
hin schon einiges an Vorar-
beit geleistet.


